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1. Grundlegendes 

 

Den Jobcentern stehen jährlich Mittel aus dem Eingliederungstitel zur Finanzierung der 

Förderinstrumente zur Verfügung. Wie die Jobcenter die Mittel einsetzen, entscheiden sie selbst. 

 

Darüber hinaus steht mit dem Passiv-Aktiv-Transfer ein zusätzlicher Finanzierungsweg offen. Der 

Passiv-Aktiv-Transfer ist somit Teil der Finanzierungsseite, also kein arbeitsmarktpolitisches 

Instrument und keine Maßnahme. 

 

Grundgedanke des Passiv-Aktiv-Transfers ist, dass Mittel für „passive Leistungen", also für 

Grundsicherungsgeld und Kosten der Unterkunft und Heizung, die durch öffentlich geförderte 

Erwerbstätigkeiten eingespart werden, nicht an den Gesamthaushalt zurückfließen, sondern 

zusätzlich zur Finanzierung der geförderten Erwerbstätigkeiten – also der „aktiven Leistungen“ – 

herangezogen werden können („konditionierte Erweiterung der Zweckbestimmung"). 

 

Der Passiv-Aktiv-Transfer ermöglicht die Finanzierung von Förderungen nach  

 § 16b SGB II (Einstiegsgeld),  

 § 16e SGB II (Eingliederung von Langzeitleistungsbeziehenden),  

 § 16 Absatz 1 Satz 2 Nr. 5 SGB II in Verbindung mit §§ 88 ff. SGB III 

(Eingliederungszuschuss) sowie  

 § 16i SGB II „Teilhabe am Arbeitsmarkt“  

zu 50 Prozent aus dem Titel Grundsicherungsgeld.  

Die restliche Finanzierung wird aus dem Eingliederungstitel SGB II getragen. 

 

Leitgedanken: 

1. Passiv-Aktiv-Transfer entlastet das Eingliederungsbudget. 

2. Aktivierte Mittel aus dem Grundsicherungsgeld sind keine Eingliederungsmittel – eine 

Vermischung ist auszuschließen. 

 

2. Bewirtschaftungsbestimmungen 

 

2.1 Entscheidung zur Nutzung 

 

Selbstbestimmung:  

Die Nutzung des Passiv-Aktiv-Transfers ist freiwillig und kann jederzeit geändert werden. Der 

gesetzlich vorgesehene finanzielle Rahmen des Passiv-Aktiv-Transfers sollte genutzt werden.  
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Entscheidungskompetenz: 

Die Jobcenter entscheiden dezentral und eigenverantwortlich über den Mitteleinsatz, abgestimmt 

mit den lokalen Budgetverantwortlichen und der eigenen geschäftspolitischen Ausrichtung. 

 

Bundesvorgaben:  

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales macht keine Vorgaben zu Fallzahlen oder 

finanziellen Obergrenzen bei der Nutzung. Berechnungen zu maximalen Fördergrenzen sind daher 

weder möglich noch sachgerecht. Die Inanspruchnahme des Passiv-Aktiv-Transfers ist auf 

Bundesebene insgesamt auf höchstens 700 Millionen Euro pro Jahr begrenzt. 

 

Wechsel des Finanzierungswegs:  

 Jederzeit möglich.  

 Bezieht sich stets auf die letzte Entscheidung.  

 Eine rückwirkende Inanspruchnahme des Passiv-Aktiv-Transfers ist ausgeschlossen.  

 Keine Begründung erforderlich. 

 

Finanzierungsmix: 

Das Jobcenter entscheidet im jeweiligen Einzelfall über den Einsatz des Passiv-Aktiv-Transfers. 

Fälle mit und Fälle ohne PAT-Finanzierung sind daher möglich. 

 

2.2 Zuständigkeitswechsel (Jobcenter‑Wechsel) 

 

Das abgebende Jobcenter hat seine Festlegungen und Verpflichtungsermächtigungen 

entsprechend zu bereinigen. 

 

2.3 Zeitpunkt der Aktivierung 

 

Obwohl passive Leistungen regelmäßig erst im Folgemonat mit der Gehaltszahlung eingespart 

werden, wird der Passiv-Aktiv-Transfer ab dem Förderbeginn parallel zur Leistung aus dem 

Eingliederungsbudget aktiviert. 

 

2.4 Hilfebedürftigkeit 

 

Der Passiv-Aktiv-Transfer kann auch dann eingesetzt werden, wenn die Hilfebedürftigkeit durch 

die geförderte Erwerbstätigkeit entfällt. 
  



- 4 - 

- 5 - 

 

2.5 Pauschalierung 

 

Pauschale:  

Mit Inkrafttreten der neuen Regelung zum 1. Juli 2026 soll eine Anwendung auf sämtliche 

Neufälle erfolgen. Bei Aktivierung des Passiv-Aktiv-Transfers ist verpflichtend die einheitliche 

prozentuale Pauschale in Höhe von 50 Prozent je Förderung anzuwenden. Der Umfang leitet sich 

aus den bundesweit durchschnittlich pro Förderfall eingesparten Mitteln für passive Leistungen 

beim Bund ab. 

 

Umstellung laufende Fälle:  

Eine rückwirkende Umstellung von Altfällen mit Beginn bis zum 30. Juni 2026 ist ausgeschlossen. 

Um eine verwaltungsarme Umsetzung zu ermöglichen, können die Jobcenter entscheiden, ob eine 

Anwendung auf laufende Fälle erfolgt, für die der Passiv-Aktiv-Transfer als Finanzierungsweg 

genutzt werden kann. Auf die Vorgaben bei „Wechsel des Finanzierungswegs“ unter Ziffer 2.1 

wird verwiesen. 

 

 Laufende Fälle nach § 16i SGB II:  

Für die Umstellung der laufenden Fälle – beschränkt auf § 16i SGB II-Altfälle mit Beginn 

bis zum 30. Juni 2026 – sind bestehende (unterjährige) Festlegungen beim Ansatz für das 

Grundsicherungsgeld und bereits gebuchte Verpflichtungs-ermächtigungen beim 

Eingliederungstitel SGB II entsprechend anzupassen.  

 

 Umstellung andere laufende Fälle (Eingliederungszuschuss, Eingliederung von 

Langzeitleistungsbeziehenden, Einstiegsgeld) 

Alle anderen laufenden Fälle, für die der PAT als Finanzierungsweg ab dem 1.°Juli°2026 

genutzt werden kann, können ebenfalls mit Wirkung für die Zukunft umgestellt werden.  

 

3. Bewirtschaftung im HKR-Verfahren (für zugelassene kommunale Träger und die Zentrale 

der Bundesagentur für Arbeit) 

 

3.1 Keine Eingliederungsmittel 

 

Mittel, die über Passiv-Aktiv-Transfer aus dem Grundsicherungsgeld aktiviert werden, dürfen 

nicht beim Eingliederungstitel gebucht werden. Sie bleiben im Grundsicherungsgeldtitel und 

werden erst bei Auszahlung der Förderung zusammengeführt. Es besteht keine Deckungsfähigkeit 

zum Titel 685 11 (Leistungen zur Eingliederung in Arbeit). 
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3.2 Ermächtigungsrahmen 

 

Gemäß § 44f Absatz 6 Satz 2 SGB II stehen für den Passiv-Aktiv-Transfer bis zu 

700 Millionen Euro zur Verfügung. 

Es besteht keine Übertragbarkeit von nicht genutzten Mitteln in das nächste Haushaltsjahr 

(Jährlichkeitsprinzip). 

 

Die Mittel des Passiv-Aktiv-Transfers werden nicht auf einzelne Jobcenter verteilt, sondern 

dezentral nach tatsächlichen Förderungen abgerufen. Der Abruf der PAT-Mittel richtet sich nach 

den Vorgaben der Haushaltsführungsschreiben, die an die zugelassenen kommunalen Träger 

sowie an die Bundesagentur für Arbeit ergehen. 

 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales überwacht zentral die Festlegungen und 

Ausgabemittel sowie die noch verfügbaren Mittel im HKR-Verfahren. 

 

Verlässliche, belastbare Bewirtschaftungsdaten sind dafür unabdingbar, das Ministerium kann bei 

Bedarf Bewirtschaftungsvorgaben zur Sicherstellung des finanziellen Rahmens erteilen. 

 

3.3 Monitoring 

 

Monatliche Meldung der PAT‑Festlegungen: 

Zu Beginn des Folgemonats übermittelt die Bundesagentur für Arbeit die zum Monatsende 

gebundenen Ausgabemittel der gemeinsamen Einrichtungen für den Titel 681 12, 

Objektkonto 0388 6275 der Bundeskasse. 

 

Jeder zugelassene Träger bucht seine eigenen Festlegungen zum Monatsende im HKR-Verfahren. 

 

Transparenz: 

Die monatlichen Meldungen stehen im BMAS‑Extranet (www.sgb2.info) und auf dem 

BSCW‑Server bereit. 

 

3.4 Einnahmen/Rückabwicklung/Erstattungen 

 

Auch für die Rückabwicklung, sprich die Erhebung von Einnahmen, gilt, dass die über den Passiv-

Aktiv-Transfer aus dem Ansatz für Grundsicherungsgeld aktivierten Mittel keine 

Eingliederungsmittel sind. Insofern sind sie keine Einnahmen des Eingliederungstitels.  

 

https://www.sgb2.info/DE/Startseite/start.html
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Rückforderungen werden gemäß dem Prinzip „Einnahmen folgen den Ausgaben“ behandelt – 

verbleibende Mittel fließen zurück in den Ansatz Grundsicherungsgeld, wo Sie aktiviert wurden.  

 

Ist nicht ersichtlich, ob die Einnahmen für den Passiv-Aktiv-Transfer oder den Eingliederungstitel 

geleistet werden, werden die Mittel hälftig aufgeteilt, bei ungeraden Cent-Beträgen fließt der 

höhere Betrag dem Eingliederungstitel zu. 

 

3.5 Kommunale Selbstverwaltung/Kommunaler Passiv-Aktiv-Transfer 

 

Die Nutzung des Passiv-Aktiv-Transfers, wie auch generell die Bewilligung von PAT-fähigen 

Förderungen, sind von einer kommunalen Beteiligung unabhängig. Informationsfluss und 

Abstimmung, ob und in welchem Umfang sich die Kommune finanziell mit den bei ihr 

eingesparten Mitteln einbringen will, obliegt den Akteuren vor Ort. 

 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wirbt bei den Ländern für eine Nutzung des 

kommunalen Passiv-Aktiv-Transfers. Die Kommunen profitieren von den eingesparten Kosten der 

Unterkunft und könnten weitere Förderungen unterstützen. Die Nutzung des 

Passiv‑Aktiv‑Transfers und die Bewilligung von PAT‑fähigen Förderungen sind von einer 

kommunalen Beteiligung an den Unterkunft‑ und Heizkosten unabhängig. 

 

3.6 HKR‑Verfahren (Strukturübersicht) 

 

Titel    Objektkonto Zweck 

681 12 (Grundsicherungsgeld) 0388 6275 Passiv-Aktiv-Transfer 

685 11 (Eingliederungsleistungen) 0336 1763 Eingliederungsbudget 

 

3.7 Mittelbindungen, Umbuchungen und Buchführungspflicht 

 

Umbuchung von Mittelbindungen (unterjährige Festlegungen): 

Es gelten die Ausführungen der Haushaltsführungsschreiben an die zugelassenen kommunalen 

Träger und an die Bundesagentur für Arbeit. Das Schreiben zum Jahresabschluss und zur 

Rechnungslegung enthält ergänzende Bewirtschaftungshinweise zur Buchung von 

Verpflichtungen im Zusammenhang mit dem Passiv-Aktiv-Transfer. 

 

Buchführungspflicht der zugelassenen kommunalen Träger im laufenden Haushaltsjahr: 

Für das Objekt 0388 6275 ist die Buchung von Mittelbindungen im HKR‑Verfahren (Festlegungen) 

verpflichtend (abweichend von regulär budgetierten Objekten). Die Festlegungen haben den 

Charakter einer Budgetreservierung für das Objekt 0338 6275. Eine Zweckentfremdung zur reinen 

Vormerkung geplanter Förderfälle ist nicht zulässig. 
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Die Budgetreservierung erfolgt nach der Reihenfolge der im HKR-Verfahren vorgenommenen 

Buchungen durch die zugelassenen kommunalen Träger. 

 

Mindestens monatlich ist die Höhe der gebuchten Festlegungen im HKR-Verfahren zu überprüfen 

und anzupassen (vgl. Ziffer 3.3).   

 

3.8 Verpflichtungsermächtigungen 

 

Im Bundeshaushalt werden beim Titel 681 12 (Grundsicherungsgeld) keine 

Verpflichtungsermächtigungen ausgebracht. 

 

Für den PAT-Anteil an der Förderung sind die beim Titel 685 11 (Leistungen zur Eingliederung in 

Arbeit) ausgebrachten Verpflichtungsermächtigungen zu nutzen.  

 

Nach dem Jahreswechsel werden die für den PAT-Anteil eingegangenen Verpflichtungen zu 

Festlegungen und sind im Titel 681 12 (Grundsicherungsgeld) auf das Objektkonto 0388 6275 als 

Festlegung umzubuchen und im Titel 685 11 aus dem Objekt 0336 1763 auszubuchen. 

 

4. Operative Umsetzung 

 

Zugelassene kommunale Träger: 

Die über das HKR‑Verfahren abgerufenen Mittel sind in den jeweiligen kommunalen Kassen‑ und 

Berechnungsverfahren nach den haushaltsrechtlichen Vorgaben des Bundes zu verwalten. 

 

Im Jahresabschluss (Schlussrechnung) ist gegenüber dem Bundesministerium für Arbeit und 

Soziales nachzuweisen. 

 

Es gelten die Ausführungen des Haushaltsführungsschreibens. Eine gesonderte nach den 

Instrumenten gegliederte unterjährige Nachweisführung ist nicht erforderlich. 

 

Gemeinsame Einrichtungen: 

Für alle PAT‑fähigen Förderinstrumente existieren eigene Finanzpositionen im ERP (vgl. 

Kontierungshandbuch/ Social‑Intranet): 

 7‑681 12‑01‑9061 PAT‑TaAM 

 7‑681 12‑01‑9062 PAT‑EGZ 

 7‑681 12‑01‑9063 PAT‑EvL 

 7‑681 12‑01‑9064 PAT‑EGZ‑bes.betr.Sb 

 7‑681 12‑01‑9065 PAT‑ESG‑sv‑Beschäft. 
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Verpflichtungsermächtigungen für den über den Passiv-Aktiv-Transfer finanzierbaren Anteil 

werden ebenfalls beim Eingliederungstitel gebucht. 

 

5. Ansprechpartner 

 

Finanzielle Fragen (gemeinsame Einrichtungen): Zentrale.CF22@arbeitsagentur.de 

Prüfungs- und Abrechnungsfragen (kommunale Träger): Pruefgruppe SGBII@bmas.bund.de 

Grundlegende Fragen zum Passiv-Aktiv-Transfer: IIa1@bmas.bund.de 

 

mailto:Zentrale.CF22@arbeitsagentur.de
mailto:Pruefgruppe-SGBII@bmas.bund.de
mailto:IIa1@bmas.bund.de
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